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die Beteiligten den fehlenden Betrag aufzubrin­
gen. Der jeweilige prozentuale Anteil (Haftungs­
anteil) der Beteiligten für die aufzubringenden 
Mittel ist im Vertrag zu vereinbaren.

5.2 Hat innerhalb des Konsortiums ein Beteiligter 
die Haftung des Konsortiums ausgelöst, hat er 
auf der Grundlage seiner eingegangenen vertrag­
lichen Verpflichtungen (insbesondere hinsichtlich 
des Fertigstellungstermines, der technisch-ökono­
mischen Kennziffern und der Garantieleistungen) 
dem Konsortium gegenüber die Mittel aufzubrin­
gen.

6. Auflösung. Austritt und Rechtsnachfolge

6.1 Die Auflösung des Konsortiums bedarf der ge­
meinsamen Zustimmung der den Beteiligten über­
geordneten Organe. Mit der Auflösung des Kon­
sortiums ist die Eintragung im Register der volks­
eigenen Wirtschaft bei den Räten der Kreise zu 
löschen.

6.2 Tritt ein Beteiligter vor Beendigung seiner ver­
traglich übernommenen Aufgaben aus dem Kon­
sortium aus. haftet er für die sich aus dem Aus­
tritt. ergebenden materiellen Folgen. Er hat ferner 
einen Nachfolger zu benennen, der die von ihm 
vertraglich übernommenen Aufgaben als Beteilig­
ter im Konsortium realisiert.

6.3 Im Vertrag sind Festlegungen über die Rechts­
nachfolge nach Auflösung des Konsortiums zu 
treffen. Dabei ist insbesondere zu regeln, wie die 
Beteiligten bei der Realisierung offener oder sich 
nachträglich ergebender Ansprüche und Forderun­
gen zu berücksichtigen sind. Für die Haftung 
zwischen den Beteiligten hinsichtlich der Verbind­
lichkeiten des Konsortiums gilt Ziff. 5.2 ent­
sprechend.

Anlage
zu vorstehender Vorläufiger Richtlinie

Problemkreise,
die für abzuschließende Verträge auf der Grund­

lage der gesetzlichen Bestimmungen bei der 
Gründung von Konsortien von Bedeutung sein 

können

1. Allgemeine Angaben

1.1 Gegenseitige Pflichten der an der gemeinsamen 
Lösung einer Investitionsaufgabe beteiligten Part­
ner sowie Formen der Zusammenarbeit, insbe­
sondere
— Aufgaben und Zielsetzung der gemeinsamen Vor­

bereitung oder Durchführung von Investitio­
nen (Fertigstellungstermine der Projektierungs­
unterlagen, der Kapazitäten, der technisch-öko­
nomischen Kennziffern u. a.);

— Anteil der Beteiligten am Gewinn (z. B. als 
Generalauftragnehmer bei vorfristiger Inbe­
triebnahme von Anlagen, bei der Erreichung 
höherer technisch-ökonomi scher Kennziffern) 
oder anderen Ergebnissen oder der gemein­
samen Nutzung einer Einrichtung als Haupi- 
planträger oder Hauptinvestitionsträger.

1.2 Fragen der Bildung der materiellen und finan­
ziellen Fonds und der Haftung der Finanzierung, 
insbesondere
— Höhe der einzubringenden Grund- und Um­

laufmittel oder Investitionen sowie alle wei­
teren Fragen der Bildung gemeinsamer Fonds;

— Übergabe bzw. Unterstellung von Inventar oder 
Maschinen, Geräten (Art, Zeitdauer, Kosten) 
zur gemeinsamen Nutzung des Konsortiums 
selbst sowie Festlegungen hinsichtlich der Ver­
antwortlichkeit der Beteiligten für die Pla­
nung dieser. Fonds:

— Haftung der Beteiligten innerhalb des Konsor­
tiums sowie des Konsortiums nach außen 
(Festlegungen für anteilige Haftung):

— Rechtsnachfolge, Auflösung der materiellen 
und finanziellen Fonds und deren Verteilung.

1.3 Klärung der mit dem Einsatz der Arbeitskräfte 
zusammenhängenden Fragen sowie Regelung der 
Aufgaben und der Verantwortlichkeit, insbeson­
dere
— Anzahl der in der Produktion oder in der 

Verwaltung tätigen Arbeitskräfte, die von den 
beteiligten Betrieben und staatlichen Organen 
zur Verfügung gestellt werden, sowie Fest­
legungen für die Verantwortlichkeit hin­
sichtlich der Planung:

— Struktur- und Stellenplan sowie Regelung der 
Arbeitsrechtsverhältnisse:

— Bildung des Beirates (Namen der bevollmäch­
tigten Vertreter der Beteiligten) sowie Auf­
gaben des Beirates. Rechenschaftspflicht, na­
mentliche Benennung des Direktors durch die 
Beteiligten bzw. den Beirat:

— Vertretung im Rechtsverkehr. Unterschriften­
regelung:

— Vollmachten für den Abschluß von Verträgen 
durch das Konsortium:

— Vereinbarungen mit den örtlichen Organen und 
gesellschaftlichen Organisationen;

— Regelung der Verantwortlichkeit für die Ab­
nahme. Übergabe bzw. Übernahme der Investi­
tionen.

2. Besonderheiten

2.1 Konsortien als Generalauftragnehmer
2.1.1 Bei der Bildung eines Konsortiums, welches die 

Aufgaben. Rechte und Pflichten des Generalauf­
tragnehmers wahrnimmt, können folgende Fest­
legungen für vertragliche Regelungen getroffen 
werden:
— die Beteiligten übergeben dem Konsortium 

bestimmte Fonds (Maschinen, Geräte. Umlauf­
mittel). über die es selbständig verfügen kann;

— die Beteiligten delegieren Arbeitskräfte zur 
Durchführung der Leitungs- und Verwaltungs­
tätigkeit oder anderer Aufgaben in das Kon­
sortium.

In der Regel soll die Planung, insbesondere 
der Arbeitskräfte, der Produktion, der Grund- und 
Umlaufmittel, durch die beteiligten Betriebe und 
staatlichen Organe, die die staatliche Planaufgabe 
für diese Kennziffern erhalten haben, durchge­
führt werden.


